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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Droit foncier

In seiner Antwort auf eine Anfrage Müller (fdp, AG) betreffend die Vereinheitlichung des
Baurechtes erklärte der Bundesrat, dass der Bund nicht über die nötigen
verfassungsrechtlichen Kompetenzen zur Harmonisierung der kantonalen Regelungen
verfüge. Deshalb solle die Umsetzung der vereinheitlichten Begriffe in das kantonale
Recht über eine interkantonale Vereinbarung erfolgen. Mit ihrem Beitritt zu dieser
Vereinbarung verpflichteten sich die Kantone, ihre Planungs- und Bauvorschriften
entsprechend anzupassen. 1

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 18.05.2004
MAGDALENA BERNATH

Construction de logements et propriété

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative Müller (fdp, AG) betreffend
einen Verzicht der staatlichen Wohnbau- und Wohneigentumsförderung im
Vorprüfungsverfahren ab. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Widerstand der Linken stimmte der Nationalrat der Abschaffung der so
genannten Dumont-Praxis zu. Auslöser war eine parlamentarische Initiative Müller (fdp,
AG) aus dem Jahr 2004 gewesen, welcher die Wirtschaftskommissionen beider Räte
Folge gegeben hatten. Diese Dumont-Praxis geht auf ein Bundesgerichtsurteil von 1973
zurück und schreibt vor, dass Käufer von vernachlässigten Liegenschaften die
Renovationsarbeiten während der ersten fünf Jahre nicht als Unterhaltsaufwand vom
steuerpflichtigen Einkommen abziehen dürfen. Während Müller noch eine Reduktion
der Frist auf zwei Jahre verlangt hatte, beantragte die WAK-NR eine gänzliche
Aufhebung der Bestimmungen auf Bundesebene. Den Kantonen sollte es frei gestellt
sein, ob sie die Dumont-Praxis weiter führen wollen. Der Bundesrat opponierte in
seiner Stellungnahme gegen diese Wahlfreiheit der Kantone, da sie die Bestrebungen
der Steuerharmonisierung unterlaufe. Die WAK übernahm dieses Argument und
beantragte, die Dumont-Praxis ganz abzuschaffen. Wohnbaupolitisch spreche
insbesondere dafür, dass nötige Renovierungsarbeiten und energiepolitische
Sanierungen nicht aus Steuergründen hinaus gezögert würden. Gegen den Widerstand
der SP und der GP, die darin primär ein Steueroptimierungsinstrument für Reiche
sahen, stimmte der Nationalrat dieser Aufhebung mit 127 zu 56 Stimmen zu. In der
Schlussabstimmung sprachen sich auch die Grünen für die Aufhebung aus, da sie
schliesslich den Aspekt der Erleichterung von Renovationen mit dem Ziel der
Verbesserung der Energieeffizienz höher bewerteten als die von ihnen ursprünglich
bekämpften steuerpolitischen Auswirkungen. Der Ständerat schloss sich diesem
Entscheid einstimmig bei drei Enthaltungen an. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.10.2008
HANS HIRTER

Im Herbst nahm der Nationalrat gegen Antrag des Bundesrates die beiden
gleichlautenden Motionen Müller (fdp, AG) und Leutenegger Oberholzer (sp, BL) an,
welche beabsichtigen, mit einer Harmonisierung der kantonalen Bauvorschriften die
Baukosten zu reduzieren, was nach Ansicht der Initianten eine Senkung der
Wohnkosten nach sich ziehen würde. Der Nationalrat sprach sich in diesem Sinne
beinahe oppositionslos für eine zusätzliche Kompetenzübertragung an den Bund aus. 4

MOTION
DATE: 22.09.2010
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Nationalrat im Vorjahr zwei gleichlautende Motionen Müller (fdp, AG; Mo.
08.3524) und Leutenegger Oberholzer (sp, BL; Mo. 08.3523) mit dem Ziel, eine formelle
Vereinheitlichung des Baurechts herbeizuführen, befürwortet hatte, stiess das
Anliegen in der Wintersession 2011 im Ständerat auf Ablehnung. Die kleine Kammer
stützte sich dabei auf die Empfehlung ihrer UREK-SR, die von beinahe allen
Kommissionsmitgliedern gestützt und nach Anhörung einer Vertretung der Bau-,
Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz (BPUK) getroffen worden war. Die BPUK
hatte der Kommission versichert, dass die meisten Kantone daran seien, der
interkantonalen Vereinbarung vom 31. Januar 2006 über die Harmonisierung der

MOTION
DATE: 21.12.2011
MARLÈNE GERBER
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Baubegriffe (IVHB) beizutreten. Diese Kantone sowie die wenigen Kantone, die der
Vereinbarung bereits beigetreten seien, hätten wenig Verständnis für eine Intervention
des Bundes. Falls die Kantone hier dennoch nur zögerlich aktiv würden, so die UREK-SR
in ihren Ausführungen, würde man den durch Folgegeben einer parlamentarischen
Initiative Müller (Pa.Iv. 04.456) erhaltenen Gesetzgebungsauftrag, der ebenfalls eine
Baurechtsharmonisierung verlangte, selber weiterverfolgen. 5

Am 23. September kam mit der Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter“ bereits das
dritte Volksanliegen zur Wohneigentumsförderung im Jahr 2012 zur Abstimmung. Das
Volksanliegen des HEV verlangte die Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung für
Hausbesitzer im Rentenalter. Bundesrat und Parlament beantragten Ablehnung der
Vorlage. Während der Nationalrat im Vorjahr entgegen Ständerat und Bundesrat noch
auf Annahme plädiert hatte, führte ein Umschwenken der BDP- und CVP/EVP-Fraktion
in der neu gewählten grossen Kammer im Berichtsjahr zum Einlenken. Unter den
Verbänden kämpfte der Hauseigentümerverband alleine auf weiter Flur für das Anliegen
und erhielt von Seiten der Parteien lediglich Unterstützung von der SVP. Die FDP, deren
Fraktion sich im Nationalrat noch für die Initiative ausgesprochen hatte, beschloss an
ihrer Delegiertenversammlung die Nein-Parole. Ausschlaggebend für diese Wende sei
unter anderem die herbe Abstimmungsniederlage der HEV-Bausparinitiative vom 17.6.,
liess Parteipräsident Philipp Müller verlauten. Zahlreiche Rückmeldungen von
Parteianhängern hätten die FDP für deren positive Haltung zum Bausparen kritisiert. Es
habe sich gezeigt, dass Regelungen, von denen ausschliesslich eine bestimmte
Personengruppe profitieren könne, von der Parteibasis als unliberal erachtet werden.
Hingegen stellten sich einige kantonalen Sektionen der CVP und FDP sowie eine BDP-
Sektion gegen ihre Mutterparteien und empfahlen den Bürgern ein Ja. Bei einer
Stimmbeteiligung von 41.5% lehnte das Schweizer Volk die Initiative dann mit einem Ja-
Anteil von 47.4% und der Zustimmung durch 9 1/2 Stände ab. Unterstützung fand das
Anliegen insbesondere in der Ostschweiz, sowie in den Kantonen Solothurn, Genf und
Tessin. Hans Egloff, Präsident des HEV, wertete dieses Ergebnis als „Riesenerfolg“, wenn
man berücksichtige, dass die eidgenössische Hauseigentümerquote nur 39% betrage.
Das Abstimmungsergebnis liess von verschiedenster Seite die Forderung nach einer
generellen Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung aufkommen. Während sich der
Mieterverband und die Grüne Fraktion für einen reinen Systemwechsel aussprachen,
was zusätzlich die Aufhebung der bestehenden steuerlichen Abzugsmöglichkeiten
bedeuten würde, favorisierten der HEV und die FDP einen Systemwechsel unter
Beibehaltung bestimmter Abzugsmöglichkeiten. Bereits in der Folgewoche wurden
verschiedenste Vorstösse mit Vorschlägen zum Systemwechsel eingereicht. Die
parlamentarische Behandlung dieser Anliegen stand im Berichtsjahr noch aus.

Abstimmung vom 23. September 2012

Beteiligung: 41,5%
Ja: 1'013'871 (47,4%) / 9 1/2 Stände
Nein: 1'125'355 (52,6%) / 11 5/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP; HEV, SGV.
– Nein: BDP(1)*, CVP(2)*, CSP, EVP, FDP(4)*, Grüne, GLP, SP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 6

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 23.09.2012
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Nationalrat die Frist für die Erfüllung einer parlamentarischen Initiative
Müller (fdp, AG) mit der Forderung nach einer Harmonisierung der kantonalen
Baurechtsvorschriften dreimal verlängert hatte, schrieb er den Gesetzgebungsauftrag
in der Wintersession 2016 ab. Er tat dies auf Empfehlung seiner UREK-NR, die in einem
Bericht über die Fortschritte bezüglich Beitritt der Kantone zur interkantonalen
Vereinbarung vom 31. Januar 2006 über die Harmonisierung der Baubegriffe Auskunft
gab: Im Jahr 2010 waren sechs Kantone der Vereinbarung beigetreten, womit diese
hatte in Kraft treten können. Ende 2012 hatte die Vereinbarung elf beigetretene
Kantone gezählt, bis zum Zeitpunkt des Berichts (November 2016) war diese Zahl auf 16
Kantone angewachsen. Mit den Kantonen Genf, Jura, Wallis und Waadt würden in vier
weiteren Kantonen Vorbereitungsarbeiten zum Beitritt zur Vereinbarung laufen.
Während mit den Kantonen Zürich, Glarus und St. Gallen drei weitere Kantone den Weg
des autonomen Nachvollzugs der Bestimmungen gewählt hätten, verblieben somit mit

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.12.2016
MARLÈNE GERBER
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Basel-Stadt, Appenzell Ausserrhoden und dem Tessin lediglich drei Kantone, die
keinerlei Harmonisierungsbestrebungen zeigten. Eine verfassungsrechtliche Anpassung
auf eidgenössischer Ebene sei aufgrund der beträchtlichen Fortschritte nicht mehr
länger angezeigt, weswegen man mit 15 zu 5 Stimmen (3 Enthaltungen) beantrage, die
Initiative abzuschreiben. Der Nationalrat kam diesem Antrag in der Wintersession 2016
diskussionslos nach. 7
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2) AB NR, 2006, S. 670 ff.
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4) AB NR, 2010, S. 1440 ff.
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